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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst
könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2015
MARC BÜHLMANN
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Rechtsordnung

Innere Sicherheit

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgenössischen Räten über das
revidierte BÜPF stellte sich – wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Grüter
(svp, LU) bereits seit längerem angekündigt – das Referendumskomitee „Stop BÜPF“
vor. Ihm gehörten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grünliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewöhnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April präsentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als „unverhältnismässig“ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlängert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten für die Behörden bereithalten müssen, ausgeweitet wurde.
Andererseits störten sich die BÜPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlüsselte Kommunikation abhören können.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitslücken
ausnutzen sollen, wodurch ein „legaler Schwarzmarkt von Sicherheitslücken“ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Präsident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhören
verschlüsselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Präsident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behörden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschäftsführer des Branchenverbandes Swico, die
„überrissenen Mitwirkungspflichten“, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behörden auf ihre Systeme einrichten müssten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphäre nicht auf Vorrat eingeschränkt werden solle – mit
den Worten von Juso-Präsident Fabian Molina: „Im Zweifel für die Freiheit.“ Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, äusserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteipräsidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BÜPF im Parlament gutgeheissen hatte.
Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Hälfte der benötigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklärte Juso-Präsident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttäuscht über die schwache Sammelleistung der bürgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Rückzug Molinas als feige und unzuverlässig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfüllt
hätten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsächlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hätte: Das Komitee verkündete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
müssten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein „gewaltiger Alarmismus“
breitgemacht, der die Sammler zusätzlich anspornte, erklärte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gültige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.
Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hätten eingereicht
werden können. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Für das
Komitee sei es eine „gewaltige Enttäuschung“. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BÜPF wie von den eidgenössischen Räten verabschiedet in Kraft treten. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.07.2016
KARIN FRICK
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In ihrem Referendumsvorhaben zur RTVG-Vorlage nicht unterstützt wurden der
Schweizerische Gewerbeverband und die SVP von Economiesuisse: Der
Wirtschaftsverband beschloss – wenn auch mit äusserst knappem Mehr – Anfang Jahr
die Ja-Parole zum Gesetz und verweigerte eine aktive Teilnahme am
Abstimmungskampf. Als Grund für diesen Entschluss führte Präsident Heinz Karrer an,
dass man mit der Abstimmungsvorlage keine relevanten wirtschaftlichen
Veränderungen erwarte, sondern in ihr lediglich einen Systemwechsel von einer Gebühr
zu einer Abgabe sehe. Inoffiziell wurden jedoch andere Vermutungen für diesen eher
überraschenden Positionswechsel ins Feld geführt. So munkelte man in den Medien,
diese Wende sei durch Lobbyarbeit und Eigeninteressen von gewissen Mitgliedern der
höheren Führungsetage herbeigeführt worden. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.2015
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2020: Verbände

Verschiedene Branchenverbände befürchteten aufgrund der zur Eindämmung des
Coronavirus verhängten Massnahmen drastische Folgen für die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie während des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen für ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbände Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedereröffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benötigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhängten Einreisesperren umgehen können.
Unterstützt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbände erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezölle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.
Auch eine Forderung der Unia bezüglich des Lockdowns sorgte für Aufsehen. Weil
gemäss der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe während des
Lockdowns nicht ausreichend geschützt waren – ein Banker könne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau müssten weiterhin ungeschützt ihren beruflichen
Tätigkeiten nachgehen –, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme für Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hätte, teils scharfen Vorwürfen stellen. 

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende März nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurück und wurde von Martin Rufer abgelöst.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Präsidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Gründung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. Ihre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mäder per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwölf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Präsident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Präsident des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestätigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewählt. Gemäss NZZ wäre die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wünschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hätte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbände nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.
Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbände – vertreten durch den
SGV und Economiesuisse – als auch die Arbeitnehmerverbände – vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD – lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Befürchtung einer Kündigung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womöglich zur Folge gehabt hätte. 
Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, über die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden können, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbände, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbänden Unterstützung.

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Eine noch grössere Anzahl an Verbänden und insbesondere NGOs stand hingegen für
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft für
bedrohte Völker gehörten zu den Trägerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstützung zu.

Auch historische Jubiläen konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation für lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jähriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
überbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbände»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen höchsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stärksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbände sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände.
Ebenfalls öfters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbände,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die übrigen
Arbeitgeberverbände. 5

Industrie, Handel und Unternehmer

2013 war für den Wirtschaftsdachverband Economiesuisse ein Jahr enormer
Turbulenzen: Trotz einer massiven Gegenkampagne zur Abzocker-Initiative – die
Economiesuisse hatte CHF 8 Mio. investiert – stimmte das Volk im Frühling der Vorlage
mit 68% Ja-Anteil zu. Bereits im Vorfeld der Abstimmung hatten sich die
Negativschlagzeilen über das Verhalten des Verbands gehäuft: So war bekannt
geworden, dass eine von Economiesuisse angestellte PR-Agentur Studierende dafür
bezahlt hatte, unter falschen Namen Online-Kommentare gegen die Initiative von
Thomas Minder (parteilos, SH) zu verfassen. Präsident Rudolf Wehrli beteuerte, dass
dies ohne Wissen von Economiesuisse geschehen sei. Dennoch war die öffentliche
Debatte ab diesem Zeitpunkt klar von Kritik an der Organisation geprägt, welche durch
das Abstimmungsresultat noch zusätzlich befeuert wurde. Der Verbandsspitze wurde
vorgeworfen, sie hätte sich arrogant verhalten und die Verbindung zur Schweizer
Bevölkerung verloren. In den Medien wurde versucht, die Gründe für das Scheitern und
den Imageverlust des einst so renommierten Wirtschaftsvertreters zu eruieren. Man
konstatierte dabei ein grundsätzliches Malaise, welches sich durch die Globalisierung
ergeben habe: Die Wirtschaft entferne sich zunehmend von der Politik und
konzentriere sich auf die weltweite Lage, während politische Diskussionen weiterhin
hauptsächlich auf nationaler Ebene geführt würden. Für einen Dachverband wie
Economiesuisse werde es dabei immer schwieriger, verschiedene Akteure auf eine
gemeinsame Position zu bringen: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) hätten oft
andere Interessen als Grosskonzerne, die Finanzbranche strebe andere Ziele an als der
Werkplatz usw. Auch Economiesuisse selbst wurde sich ihrer misslichen Lage
zunehmend bewusst. Die Direktion versprach im April eine fundierte Analyse der
eigenen Strukturen und Verhaltensmuster mit anschliessender Neuausrichtung. Diese
wurde im Sommer vollzogen: Am 19. Juni gaben sowohl Präsident Rudolf Wehrli als auch
Direktor Pascal Gentinetta ihre Rücktritte bekannt. Für Gentinetta übernahm ad interim
Rudolf Minsch das Amt, der bisherige Chefökonom des Verbands. Wehrli stellte an
seinen Nachfolger die Kriterien, dass er ein höheres Arbeitspensum übernehme –
Wehrli hatte nur zu 30% für die Economiesuisse gearbeitet – und dass er ein
Wirtschaftsvertreter sein müsse, der auch in der Politik über ein ausgebautes Netzwerk
verfüge. Dieses habe Wehrli während seiner einjährigen Tätigkeit als Präsident gefehlt.
Im August konnte die Findungskommission des Verbands einen Kandidaten mit den
verlangten Qualitäten präsentieren: Heinz Karrer, Direktor der Axpo, stellte sich für das
Amt des Präsidenten zur Verfügung. Seine Kandidatur stiess auf durchwegs positives
Echo: Der ehemalige Profi-Handballspieler hatte bereits in diversen
Wirtschaftssektoren Erfahrungen gesammelt; nebst seiner aktuellen Anstellung im
Energiebereich etwa bei der Swisscom oder in der Medienbranche bei Ringier. Auch
politische Kenntnisse konnte Karrer aufweisen: In den 80er Jahren hatte er den
Verband der Schweizer Sportartikel-Industrie geleitet. Sein Umfeld beschrieb ihn als
bodenständig, konziliant und kommunikativ. Kurz vor seinem Amtsantritt erläuterte
Karrer in einem Interview mit der NZZ, wie er seine künftige Rolle bei der
Economiesuisse definiere: Er werde nicht nur die Schnittstelle zwischen Verband und

ANDERES
DATUM: 11.12.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Medien sein, sondern auch den Geschäftsführer mit Rat und Ideen unterstützen. Des
Weiteren wolle er den Kontakt zu Politik und Verbandsmitgliedern pflegen, die innere
Geschlossenheit erhöhen und die Organisation wieder vermehrt als Expertin für
Wirtschaftsfragen positionieren. Auch auf strategischer Ebene reformierte sich die
Economiesuisse: Vizepräsident Hans Hess stellte in der Wochenzeitung „Der Sonntag“
drei Kernthemen vor, auf welche sich der Dachverband in Zukunft konzentrieren werde:
Aussenwirtschaft – mit einem Schwerpunkt auf die Beziehungen zur EU –,
wirtschaftspolitisch günstige Rahmenbedingungen für Unternehmen sowie
Energiepolitik. Um eine Verzettelung in verschiedenste Debatten zu vermeiden, soll die
Verteidigung spezifischer Interessen fortan an die jeweiligen Branchenvertretungen
delegiert werden. Nicht neu eingesetzt werden konnte bis Ende Jahr ein permanenter
Direktor für den Verband: Jean-Marc Hensch, ein PR-Berater, welcher vom
Vorstandsausschuss bereits zur Wahl vorgeschlagen worden war, musste im Dezember
seine Kandidatur wegen eines Herz-Kreislauf-Leidens zurückziehen. Minsch verlängerte
daher seine Position als ad-interims-Direktor bis auf Weiteres. 6

Die Economiesuisse stellte ihre Kräfte 2014 ganz in den Dienst der Beziehungen mit der
EU. Nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und der damit de facto
Infragestellung der bilateralen Verträge setzten sich sowohl Präsident Heinz Karrer als
auch die neue Direktorin Monika Rühl an verschiedenen Fronten für eine Fortführung
derselben ein. Der wirtschaftliche Austausch mit dem grössten Nachbarn der Schweiz
sei essenziell für den Wohlstand des Landes. Mit der Ablehnung der Ecopop-Initiative
konnte der Dachverband dann auch einen ersten Erfolg in dieser Thematik verbuchen. 7

ANDERES
DATUM: 01.01.2014
JOHANNA KÜNZLER

Heinz Karrer, Präsident von Economiesuisse, verlor 2016 sein gewichtigstes
Verwaltungsratsmandat. Der bis dato schweizerische Reisekonzern Kuoni, dessen
Verwaltungsratspräsident Karrer seit 2014 war, wurde im Mai an die schwedische
Beteiligungsgesellschaft EQT verkauft, wodurch sämtliche Verwaltungsräte von Kuoni
ihre Posten räumen mussten. Nach dem Rücktritt bei Kuoni hatte Karrer zwar noch drei
Verwaltungsratsmandate inne, jedoch war er nirgends mehr Präsident. Damit erfüllte er
eine vage formulierte Vorgabe in den Verbandsstatuten von Economiesuisse nicht
mehr, wonach der Verbandspräsident „in der Regel“ ein Verwaltungsratspräsidium
ausüben sollte. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.05.2016
SAMUEL BERNET

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2016
SAMUEL BERNET
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Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser
Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET

Viele Gewerbe- und Unternehmerverbände, darunter auch Economiesuisse, lehnten
die Selbstbestimmungsinitiative ab. Economiesuisse argumentierte etwa, dass rund
600 Wirtschaftsabkommen der Schweiz – darunter beispielsweise bilaterale Verträge
mit der EU oder Freihandelsabkommen – bei einer Annahme der Initiative gefährdet
seien. Gestört fühlte man sich ob diesem Argumentarium in der Weltwoche: Glaube
man den Aussagen des Verbandes, so steuere die Schweiz bei einer Annahme der
Initiative auf eine «wirtschaftliche Apokalypse» zu. Auch die SVP kritisierte den
Wirtschaftsverband scharf: Thomas Matter (svp, ZH) warf der Economiesuisse gar vor,
sie wolle die direkte Demokratie abschaffen, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Heinz Karrer, Präsident der Organisation, tat daraufhin die Kritik Matters als Polemik ab.
Die einzige Gefahr für «unser funktionierendes System», so Karrer ebenfalls im St.
Galler Tagblatt, sei die Initiative selbst.
Dass die Argumente von Economiesuisse «Quatsch» seien, fand aber auch FDP-
Nationalrat Thierry Burkhart (fdp, AG), wie der Sonntags-Blick berichtete.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.10.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Economiesuisse verwende stets die gleichen Argumente, wonach die Schweiz auf eine
wirtschaftliche Katastrophe zusteuere, würde nicht entsprechend abgestimmt. Diese
Rhetorik sei nicht glaubwürdig und verfehle die Wirkung. Dennoch, so Burkhart weiter,
sei es wichtig, dass die Initiative auch von der Wirtschaft bekämpft werde.
Kaum Unterstützung erhielt die Initiative ferner vom SGV, dessen Delegierte die Nein-
Parole beschlossen. Der Gewerbeverband des Kantons St. Gallen wich freilich ab und
gab die Ja-Parole heraus. 11

Im Dezember wurde vom Bundesrat ein erster Entwurf zum Rahmenvertrag mit der EU
veröffentlicht, worauf die Meinungen der Wirtschaftsverbände insbesondere
betreffend des Lohnschutzes auseinandergingen, wie etwa der «Blick» berichtete.
Während SAV-Präsident Valentin Vogt und Hans Hess, Präsident von Swissmem, das
Abkommen verteidigten, da sie etwa den Lohnschutz auch im Zusammenhang mit den
flankierenden Massnahmen nicht als gefährdet betrachteten, enervierten sich die
Gewerkschaften darüber, dass der Lohnschutz Teil der Verhandlungen geworden sei.
Der neue SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) etwa verlangte in einem Interview
mit der Aargauer Zeitung vom Bundesrat, sich an sein Versprechen zu halten, wonach
der Lohnschutz bei den Verhandlungen eine rote Linie sei, die nicht überschritten
werden dürfe. Eine ähnliche Meinung vertrat auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) vom SGV,
denn der Lohnschutz, so Bigler gemäss «Blick», sei unverhandelbar. Würde der
Lohnschutz Teil des Abkommens, müsste die Schweiz Richtlinien und Änderungen der
EU automatisch übernehmen.
Später berichtete die Sonntagszeitung darüber, dass sich der Disput unter den
Verbänden weiter zuspitzte, als Vogt ohne Absprache mit dem Gewerbeverband
signalisierte, «den Rahmenvertrag mit grossen Geschenken an die Gewerkschaften
retten» zu wollen. Ein Skandal sei dies für Bigler, so die Sonntagszeitung, denn für
diesen stehe fest, dass der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werden dürfe.
Später zog Vogt seine Offensive zurück, denn die Gewerkschaften sowie der
Gewerbeverband blieben ihrer Position treu.
Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer schliesslich hatte bereits im Herbst in der NZZ
seine Überzeugung bekannt gegeben, dass im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Rahmenabkommen mit der EU eine dynamische Übernahme von EU-Gesetzgebungen
seitens der Schweiz möglich sei. Da ein Schiedsgericht jeweils die Verhältnismässigkeit
überprüfen würde, sodass die EU keine unverhältnismässigen Retorsionsmassnahmen
beschliessen könnte, sehe er im Rahmenabkommen gar einen «grosse[n] Vorteil für die
Schweiz». Die Gesprächsverweigerung der Gewerkschaften halte er daher für
«unschweizerisch», wie das St. Galler Tagblatt zitierte. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Neben Economiesuisse sprachen sich auch mehrere weitere Wirtschaftsverbände zu
Jahresbeginn 2019 für das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU aus,
wenngleich man noch einigen Klärungsbedarf und einiges Verbesserungspotenzial sah.
In der «Weltwoche» verkündete Monika Rühl, Vorsitzende der Geschäftsleitung von
Economiesuisse, man befürworte das Abkommen, weil es den Zugang zum EU-
Binnenmarkt sichere und die Rechtssicherheit zwischen der Schweiz und der EU
verbessere. Bedingungslosen Zuspruch erhielt das Abkommen vom
Wirtschaftsdachverband indes nicht: So seien etwa die hohen Schweizer Löhne zu
schützen und durch die vorgesehene vereinfachte Niederlassungsmöglichkeit dürfe
nicht der Anschein gemacht werden, EU-Bürger hätten Anrecht auf Schweizer
Sozialhilfe. Ferner müsse garantiert werden, dass die Schweiz ihr Steuersystem
«aufrechterhalten» könne. Diese Punkte, so liess Economiesuisse-Präsident Heinz
Karrer gegenüber den Medien verlauten, gelte es noch präzise abzuklären. Ähnlich
äusserten sich auch Swissmem-Präsident Hans Hess, SBVg-Präsident Herbert Scheidt
oder SAV-Präsident Valentin Vogt: Es gebe zwar Diskussionsbedarf, doch grundsätzlich
sei das Abkommen wichtig und richtig, da es die Prosperität der Schweiz sichere.
Vorerst verhalten gab sich der Schweizerische Gewerbeverband: SGV-Direktor Hans-
Ulrich Bigler (fdp, ZH) meinte etwa, der Bundesrat dürfe den Vertrag nicht
unterzeichnen und müsse eine bessere Version aushandeln. Im April gab der Verband
dann bekannt, man wolle sich zum Vertragstext erst wieder äussern, wenn eine
definitive Fassung vorliege. Zudem sei nun die Abstimmung zur Begrenzungsinitiative
abzuwarten: Würde diese angenommen, hätte sich das mit dem Abkommen sowieso
erübrigt. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Die Grenzschliessungen, welche im Frühling zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
beschlossen wurden, trafen auch die Produktionskapazität der Maschinen-, Elektro-
und Metall-Industrie. Der Branchenverband Swissmem forderte eine Lockerung der
Einreisebestimmungen, da wichtige Reparatur- und Unterhaltsarbeiten in den
Produktionsstätten der Industrie oft von Fachspezialisten aus dem Ausland
vorgenommen würden. Damit die Industrie wieder «den Weg zurück in die Normalität»
finden und Arbeitsplätze erhalten werden können, so teilte der Verband im April 2020
mit, müssten die für die Branche wichtigen Fachkräfte wieder ungehindert ein- und
ausreisen können. Zudem forderte der Verband eine Abschaffung der Industriezölle,
wie sie im Parlament gerade behandelt werden, die der Industriebranche nach dessen
Angaben eine finanzielle Entlastung von CHF 125 Mio. bringen würde.
Den Anliegen schloss sich der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse an: Dieser
stellte im Mai ein Acht-Punkte-Programm zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen
der Corona-Pandemie vor. Neben der Forderung, Industriezölle abzuschaffen, pochte
der Verband etwa auf die finanzielle Förderung der wirtschaftlichen Innovation und auf
mehr unternehmerischen Freiraum durch den Abbau von Regulierungen. Auch forderte
Verbandspräsident Heinz Karrer in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, die
Schweiz müsse «offen bleiben», was sich einerseits auf die Grenzschliessungen, aber
auch auf die kommende Abstimmungen über die Begrenzungsinitiative bezog. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.05.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Nachdem bereits im Juni 2020 bekannt geworden war, dass Christoph Mäder per 1.
Oktober 2020 die Nachfolge des scheidenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz
Karrer antreten werde, wurde dessen Wahl im September vom Verbandsvorstand
bestätigt. Mäder war auch davor bei Economiesuisse kein Unbekannter: Von 2008 bis
2019 war er Mitglied des Vorstandsausschusses und von 2011 bis 2017 war er
Vizepräsident des Verbands. Beruflich war und ist Mäder im Verwaltungsrat
verschiedener multinational agierender Unternehmen wie der Bâloise Holding AG, der
Ems-Chemie Holding AG oder der Lonza Group AG tätig. Der liberale Mäder, so teilte
Economiesuisse per Medienmitteilung mit, stehe ein für eine verantwortungsvolle,
couragierte und faktenbasierte Arbeitsweise und wolle sich für einen prosperierenden
und zukunftsorientierten Wirtschaftsstandort Schweiz einsetzen. Als starke Stimme
wolle er mit dem Verband auch weiterhin Schweizer Unternehmen in der politischen
Landschaft vertreten.
Der abtretende Präsident Karrer war seinerseits zwölf Jahre im Vorstand des Verbands,
sieben davon amtierte er als Präsident. Jetzt wolle sich Karrer, so teilte der Verband
mit, neuen Aufgaben zuwenden und sich bis zur Amtsübergabe im Oktober im Namen
von Economiesuisse gegen die Volksinitiative «Für eine massvolle Zuwanderung»
engagieren.
Auch die Presse berichtete über den Wechsel an der Verbandsspitze. Die NZZ etwa
stellte Karrer ein mehrheitlich positives Zeugnis aus: Ihm sei es gelungen, den Verband
zu einen und neu auszurichten, Entscheidungsprozesse zu bereinigen und in der
Gesellschaft das Verständnis für Wirtschaftsanliegen zu stärken. Dennoch habe
Economiesuisse aufgrund Karrers fehlenden Willens, sich entschiedener in der Politik
zu engagieren, oft «kraft- und farblos» gewirkt, so die Bilanz in der NZZ. Die
Economiesuisse konnte aber unter Karrer durchaus auch politische Erfolge verbuchen:
17 von 19 Abstimmungen, in deren Abstimmungskämpfen sich der Wirtschaftsverband
laut Medienberichten engagiert hatte, seien zu dessen Gunsten ausgegangen (verloren
hat Economiesuisse lediglich in den Abstimmungskämpfen zur
Masseneinwanderungsinitiative und zur Unternehmenssteuerreform III). 15

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.10.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

1) Lit. Dlabac et al. (2014) Die Milizorganisation der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau; Lit. Müller (2015): Bürgerstaat und
Staatsbürger - Milizpolitik zwischen Mythos und Moderne.; LZ, NZZ, TA, 14.1.15; WW, 15.1.15; Lib, 2.3.15; NZZ, 17.6.15; SO,
8.11.15
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